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Betrifft: Ihr Antrag auf Akteneinsicht - AZ Gestdem 2014/4588 

Sehr geehrter Herr Strack, 

ich nehme Bezug auf Ihre E-Mail vom 9. Oktober 2014 und Ihren Antrag auf 
Akteneinsicht gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 über den 
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und 
der Kommission (im Folgenden "Verordnung Nr. 1049/2001"). 

1. GEGENSTAND IHRES ANTRAGS 

Mit Ihrem Antrag ersuchen Sie um Zugang zu allen vorliegenden Dokumenten im 
Zusammenhang mit der Bescheidung Ihres Antrages auf Zugang zu Dokumenten 
GestDem 2014/679 (Schriftwechsel zwischen den Dienststellen der Kommission sowie 
mit Ihnen und Dritten in Bezug auf Ihre Erst- und Zweitanträge und deren Behandlung, 
sowie interne Vermerke, Aktennotizen und Entwürfe, jeweils mit Anlagen). 

2. BEWERTUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN IM RAHMEN DER 
VERORDNUNG NR. 1049/2001 

Nachstehend sind die Dokumente aufgeführt, die unter Ihren Antrag fallen. 
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Solange die Möglichkeit der Anfechtung der Entscheidung der Generalsekretärin vom 3. 
Oktober 2014 und eines sich daran anschliessenden Rechtsstreits vor den Gerichten der 
EU besteht, ist auch der Entscheidungsprozess hinsichtlich Ihres Antrags GestDem 
2014/679 noch nicht als völlig abgeschlossen anzusehen, da eine Klage die 
Rechtmässigkeit der Entscheidung dem Urteil der Richter unterwirft. Diese könnten die 
Entscheidung für ungültig erklären (annullieren), was die Notwendigkeit einer 
Neubescheidung zur Folge hätte. 

Es kommt hinzu, dass ein Zugang möglicher Klageführer zu der internen Korrespondenz 
und des Gedankenaustausche der Kommissionsdienststellen im Zuge der Anfechtung der 
Rechtmässigkeit der Entscheidung die "Waffengleichheit" der Kommission in einem 
Rechtsstreit ernsthaft beeinträchtigen würde, da sie selbst keinen solchen Zugang zum 
Meinungsaustausch zwischen dem Klageführer und seinem Rechtsbeistand hat. 

Überdies verweise ich auf Artikel 8 (1) der Verordnung Nr. 1049/2001, wonach ein 
Organ bei der Behandlung von Zweitanträgen entweder Zugang zu den gewünschten 
Dokumenten gewährt oder schriftlich die Gründe für die vollständige oder teilweise 
Ablehnung mitteilt. Dieser Verpflichtung ist die Kommission mit der Entscheidung der 
Generalsekretärin über Ihren Zweitantrag vom 3. Oktober 2014 in hinreichendem Masse 
nachgekommen. Ich kann keine darüber hinaus gehende, aus den Bestimmungen der 
Verordnung Nr. 1049/2001 erwachsende Rechtspflicht erkennen, auch den dieser 
Entscheidung zugrundeliegenden internen Schriftwechsel offenzulegen. Eine solche 
weitergehende Verpflichtung ist vom Gesetzgeber der Verordnung Nr. 1049/2001 nicht 
beabsichtigt. 

2.3. Dokumente, zu denen Zugang gewährt wird 

Was die übrigen Dokumente angeht, so kann ich den Zugang gewähren, soweit diese 
nicht die Vorbereitung der Entscheidungsfindung hinsichtlich der Erst- und Zweitantwort 
betreffen, wobei die Namen und Funktionen der beteiligten Beamten und Mitarbeiter -
unterhalb der Referatsleiterebene - geschwärzt wurde, um den Schutz der Privatsphäre 
und der Integrität des Einzelnen im Sinne von Artikel 4 (1) b) der Verordnung Nr. 
1049/2001 zu gewährleisten. 

- Email SG.B.4 an SG.B. 1 vom 5.2.2014 

- Email SG.B. 1 an DG DIGIT vom 6.2.2014 

- Email SG an SG vom 21.2.2014 

- Email SG DOSSIERS ACCES an SG.B.l vom 14.3.2014 

- Email SG DOSSIERS ACCES an SJ2 vom 16.7.2014 

- Emails SG an SJ vom 9.9.2014 und SJ an SG vom 12.9.2014 

- Emails Übersetzer an SG DOSSIERS ACCES und SG DOSSIERS ACCES vom 
18.9.2014. 
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5. RECHTSMITTELBELEHRUNG 

Im Einklang mit Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 können Sie 
einen Zweitantrag stellen, in dem Sie die Kommission um Überprüfung dieses 
Standpunkts ersuchen. 

Ein solcher Zweitantrag ist binnen 15 Arbeitstagen nach Erhalt dieses Schreibens an das 
Generalsekretariat der Kommission zu richten: 

Europäische Kommission 
Generalsekretariat 
Referat SG-B-4 „Transparenz" 
BERL 5/327 
B-1049 Brüssel 

oder per E-Mail an: xxxxxxxxxx@xx.xxxxxx.xx. 

Mit freundlichen Grüßen, 

Marianne Klingbeil 

Anlagen 

- Emails (9) 
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